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r. 7137.) Bekanntmachung der Minifterial- Erklärung vom 6. Juni 1868., betreffend die 
* mit Braunſchweig getroffene Uebereinkunft wegen Regelung der gegenfei- - 
tigen Gerichtsbarkeits-Verhältniſſe. Vom 25. Juni 1868. 


£ Johan der Königlich Preußiſchen und der Herzoglich Braunſchweigiſchen Re⸗ 
derung find zur Regelung der gegenſeitigen Gerichtsbarkeits-Verhältniſſe die nach- 
. folgenden Verabredungen getroffen worden: 


Artikel 1. 


Die zwiſchen beiden Staaten unterm 4/9. Dezember 1841. zur Beförderung 
der Rechtspflege abgeſchloſſene Uebereinkunft wird, unter den nachſtehenden näheren 
Beſtimmungen, bis zum 1. Januar 1880. verlängert und ſoll, wenn ſie nicht 
ein Jahr vor dieſem Zeitpunkte von der einen oder anderen Seite aufgekündigt 
worden iſt, als ſtillſchweigend auf noch zwölf Jahre verlängert angeſehen werden. 
* Daſſelbe gilt von dem durch die Königlich Preußiſche Miniſterial⸗Bekannt⸗ 
machung vom 23. Juni 1858. und durch die Herzoglich Braunſchweigiſche Ver⸗ 
ordnung vom 15. Juni 1858. publizirten, den Gerichtsſtand der Verſicherungs⸗ 
8 Haften betreffenden Zuſatz⸗ Artikel zu Artikel 17. der Uebereinkunft. 


Artikel 2. 


N Die im Artikel 1. gedachte Uebereinkunft ſoll mit Ausſchluß des die Gerichts⸗ 
barkeit in bürgerlichen Rechtsſtreitigteiten und in nicht ſtreitigen Rechtsſachen 
betreffenden Theils, welcher Königlich Preußiſcher Seits auf den bisherigen Geltungs⸗ 
bereich (Artikel 49.) beſchränkt beit in Bezug auf den ganzen gegenwärtigen 
Amfang der Königlich Preußiſchen Monarchie, und zwar nunmehr auch mit Ein⸗ 
ſchluß des Bezirks des Appellationsgerichtshofes zu Cöln, zur Anwendung kommen. 
8 Die zwiſchen Braunſchweig und Hannover und zwiſchen Bramsche und 
Kurheſſen wegen wechſelſeitiger Auslieferung der Verbrecher u. ſ. w. abgeſchloſſen 
geweſenen Verträge bezüglich vom 1222. April 1798. und vom 2 Ina 1823. 
erden als erloſchen angeſehen. . i 
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Ausgegeben zu Berlin den 16. Juli 1868. 


Artikel 3. 

In den Fällen des Artikel 37. Abſatz 1. der Uebereinkunft vom 4/9. De 
zember 1841. und unter den dort bezeichneten Vorausſetzungen hat der ordentliche 
Richter des Angeſchuldigten auch der auf Vorladung des letzteren zur Haupt 
verhandlung gerichteten Requiſition der (dem anderen Staate angehörigen) Unter- 
ſuchungsbehörde Folge zu geben. Eine Verbindlichkeit zur Siſtirung oder Aus⸗ 
lieferung des Angeklagten, wenn er der Vorladung nicht Folge leiſtet, wird hier⸗ 
durch nicht begründet; jedoch kann die requirirende Behörde nach beſchaffter 
Ven gegen den ungehorſam ausbleibenden Angeklagten in contumaciam 
verfahren. 5 i 


Artikel 4. 2 
Die zwifchen beiden Staaten zur Verhütung der Forſt⸗ und Jagdfrevel 1 


; x 5 1 23. Januar 25. Januar 
in den Grenzwaldungen abgeſchloſſenen Verträge vom Tara 1827. Bam 


1839. und en 1848. follen fortan auch wegen der in Grenzwaldungen 
des vormaligen Königreichs Hannover von Braunſchweigiſchen Unterthanen ver⸗ 
übten Frevel, ſowie wegen der von Preußiſchen Unterthanen in Braunſchweigiſchen 
Grenzwaldungen begangenen Frevel, auch dann, wenn der Frevler einem der feit 
jenen Verträgen zu der Königlich Preußiſchen Monarchie hinzugekommenen Gebiets⸗ 
theile angehört, zur Anwendung kommen. i 


7 En 7 R 5 2. Au uſt 
Die Uebereinkunft zwiſchen Braunſchweig und Hannover vom Senn 


1828., die Entdeckung und Beſtrafung der an den Grenzen vorfallenden Holz, 
Wild⸗ und Fiſchentwendungen betreffend, wird als erloſchen angeſehen. 


Es wird jedoch die im Artikel 4. der vorgedachten Uebereinkunft vom 5 Wb 


1827. über die Beweiskraft der offiziellen Angaben und Abſchätzungen des kompe⸗ 
tenten Forſt⸗ und Polizeibeamten getroffene Beſtimmung dahin abgeändert, daß 
dieſen Angaben und Abſchätzungen von der zur Aburtheilung zuſtändigen Behörde 
derſelbe Glaube beigemeſſen werden ſoll, welchen die Geſetze den Ausſagen und 
Abſchätzungen der inländiſchen Beamten beilegen. 5 
5 Zu Urkund deſſen iſt die gegenwärtige Miniſterial⸗Erklärung ausgefertigt 
worden, um gegen eine entſprechende Erklärung des Herzoglich Braunſchweigiſchen — 
Staatsminiſteriums ausgewechſelt zu werden. 4 


Berlin, den 6. Juni 1868. 


Der Königlich Preußiſche Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Im Auftrage: 
v. Thile. 


SE 


ER) rſtehende Erklärung wird, nachdem ſie gegen eine entſprechende Exklärung 
des Herzoglich Braunſchweigiſchen Staatsminiſteriums vom 13. Juni 1868. 
ausgewechſelt worden ift, hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Berlin, den 25. Juni 1868. 


Der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten. 


Im Auftrage: 
v. Thile. 


9 (Nr. 7138.) Allerhöchſter Erlaß vom 6. Juni 1868, betreffend die Verleihung der fiskaliſchen 
5 Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis⸗Chauſſee von 


Schloß Babelsberg, den 6. Juni 1868. 
Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Minifter für Handel, 
® Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 71377180 87* (Nr. 7139.) 


(Nr. 7139.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis -Oblig tion 
i des Strasburger Kreiſes im Betrage von 15,000 Thalern IV. Emiſſton. 
Vom 6. Juni 1868. N 5 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen au. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Strasburger Kreiſes auf dem Kreistage 
vom 27. April 1867. beſchloſſen worden, die zum Bau der Chauſſee von Lauten⸗ 
burg bis zur Löbauer Kreisgrenze in der Richtung auf Löbau und zur Vollen 
dung der im Bau befindlichen Chauſſee von Gollub nach Schönſee neben den & 
durch die Privilegien vom 23. Juni 1854. (Geſetz⸗Samml. ©. 404.), vom 
25. Juni 1856. (Geſetz⸗Samml. S. 631.) und vom 15. April 1861. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 246.) genehmigten Beträgen von reſp. 31,000 Thalern, 120,00 ũ ꝶya 
Thalern und 20,000 Thalern noch erforderlichen Geldmittel im Wege einer fer⸗ 
neren Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreis⸗ 
ſtände: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verjehene, 
Seitens der Gläubiger unkündbare Obligationen zu dem angenommenen Be⸗ 
trage von 15,000 Thalern ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder im In⸗ 
tereſſe der Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in 
Gemäßheit des §. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von 
Obligationen zum Betrage von 15,000 Thalern, in Buchſtaben: funfzehn Tauſend 
Thalern, welche in folgenden Apoints: 5 1 

12,000 Thaler à 500 Thaler, 
3,000 5100 5 
= 15,000 Thaler, 
‚nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
= Z fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
, Folgeordnung jährlich vom Jahre 1873. ab mit wenigſtens jährlich 1½ Prozent 


des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den amortiſirten Schuldverſchreibungen, 
zu tilgen ſind, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmi⸗ 
gung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obli⸗ 
gationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigen 
thums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 1 
Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. a 
Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 6. Juni 1868. 


| (L. S.) Wilhelm. 5 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Pro, s 


Provinz Preußen, Regierungsbesirt Rarienwerder. 


Obligatien- 
| des 
Ster 4b wrg e eee 
Lali | | 
IV. Emiſſion 
über 


Thaler Preußiſeh Kurant. 


2 


id de mern genehmigten Kreistagsbeſchluſſes 
om 27. April 1867. wegen Aufnahme einer Schuld von 15,000 Thalern be⸗ 
ennt ſich die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des Strasburger Kreiſes 
Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläu⸗ 
gers unkündbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von Thalern 
Pieußiſch Kurant, welche an den Kreis baar bezahlt worden und mit fünf Pro⸗ 
ent jährlich zu verzinſen iſt. 5 f : 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 15 000 Thalern gefchieht vom 
Jahre 1873. ab aus einem zu dieſem Behuſe gebildeten Tilgungsfonds von 
wenigſtens 13 Prozent jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten 
Schuldverſchreibungen. FE 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
as Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1873. ab in dem 
Monate ..... jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche 
noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie 
ie gekündigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buch⸗ 
ſtaben, Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung 
folgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt im 
Monat Dezember jeden Jahres in dem Amtsblatte der Königlichen Regierung 
u Marienwerder, ſowie in dem Kreisblatte des Kreiſes und in einer zu Berlin 
erſcheinenden Zeitung. N 
Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
s in halbjährlichen Terminen, am ien und am . ten en 
n heute an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit 
jenem verzinſet. = 
ie 


a 


Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße 9 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverfi hreibung, 
bei der Kreis Kommunalkaſſe in Strasburg, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. . 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 
ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurückzu⸗ 
liefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapital abgezogen. 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, 
vom Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zn⸗ 
ſen, verjähren zu Gunſten des Kreiſes. f 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld- 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Theil Il. 
Titel 51. §. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Strasburg. 


Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaubs 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der ange 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. ö sc 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjährige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres ..... ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 2 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis-Rom 
munalkaſſe zu Strasburg gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung 
der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 
deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 3 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der Kreis 
mit ſeinem Vermögen. 1 


Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ f 
ſchrift ertheilt. 5 


Strasburg, den en 18. 


Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Strasburger Kreiſe. 


provinz Preußen, Regierungsbezirk Marienwerder. 


Zinskupon 


zu der 


eis bei des e Kreiſes 
m en 


Silbergroſchen. 


; Der Inhaber dieſes Se c gegen deſſen Rückgabe in der 
Seit vom „ten reſp. vom te bis 

und ſpäterhin die Safe der vorbenaunten Kreis⸗ Obligation für das 
nah vom bis mit (in Buchſtaben) Thalern 
5 „Silbergroſchen bei der Kreis-Kommunalkaſſe zu e 


Stund Nn; 


Dieser Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 
eldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 

Fälligkeit, vom Schluß des betreffenden 
alenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Marienwerder. 


Segel Den 


zur 
Kreis⸗Obligation des Strasburger Kreifes 
IV. Emiſſion. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe, inſofern nicht 
chtzeitig Widerſpruch 1 it zu der Obligation des Strasburger Kreiſes 


Liktr. a Thaler à fünf Prozent Zinſen 


ie te Serie a, für die fünf Jahre 18.. bis 18... bei der Kreis. 
Kommunalkaſs zu Strasburg. 


Strasburg, denn 18. 


Die ſtäͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau im Strasburger Kreiſe. 


71897140.) : (Nr. 7140.) 


Cr. 7140) Allerhöchſter Erlaß vom 17. Juni 1868., betreffend die Genehmigung zur 


ftellung eines Deiches zwiſchen Ammelgoßwitz und der Belgernſchen Höh 


Al den Bericht vom 8. Juni er. genehmige Ich, nach Anhörung der Bethei : 
ligten, in Gemäßheit des Geſetzes über das Deichweſen vom 28. Januar 1848 


(Geſetz⸗Samml. von 1848. S. 54.) und des $. 69. des Statuts des Plotha-Ammel⸗ 


goßwitzer Deichverbandes vom 30. April 1851. (Geſetz-Samml. von 1851. S. 313.) 
daß zur vollſtändigen Sicherung der Niederung dieſes Deichverbandes gegen die 
Ueberſchwemmungen der Elbe die am unteren Ende des Polders bisher gebliebene 
Deichlücke zwiſchen Ammelgoßwitz und der Belgernſchen Höhe nach dem Projekte 
des Waſſerbau⸗Inſpektors Cuno in Torgau vom 16. Oktober 1867. durch einen 
waſſerfreien Deich mit den Dimenſionen der ſonſtigen Deiche dieſes Verbandes 
geſchloſſen werde, wobei das Waſſer des Lieberſeeer Baches während des Schluſſes 
der im obigen Deiche anzulegenden Auslaßſchleuſe außerhalb des Polders zu leiten 
iſt. Zur Beſchaffung der Koſten dieſer Anlagen und ihrer Unterhaltung iſt das 
Kataſter des Deichverbandes dahin zu ändern, daß die im $. 5. Nr. 5. des Deich⸗ 
ſtatuts wegen des Rückſtaues vorgeſchriebene Ermäßigung vom 1. Januar 1868. 
ab fortfällt, und überdies die Beſitzer von Grundſtücken der Ammelgoßwitzer, 
Lieberſeeer und Dröſchkauer Flur einen beſonderen Beitrag von Einhundert 
Thalern jährlich nach Verhältniß ihrer ſonſtigen Kataſtereinheiten zur Deichkaſſe 
ſo lange aufbringen, bis die zur Herſtellung der baulichen Anlagen des Deich⸗ 
verbandes kontrahirten Schulden wieder abgeſtoßen ſind. Das umzuändernde Ka⸗ 
taſter wird in der durch das Statut vorgeſchriebenen Weiſe feſtgeſtellt. Auch ſollen 
zur Verminderung des Bauaufwandes diejenigen, welche die Sohle des neuen 
Deiches hergeben, gehalten ſein, ſolches gegen Ueberweiſung der Grasnutzung auf 
den Deichböſchungen, im Uebrigen aber unentgeltlich zu thun, wie dies bei den 
übrigen Deichen des Verbandes geſchehen iſt. Gegen die nicht zum Deichverbande 
gehörigen Beſitzer der bei der Umleitung des Lieberſeeer Baches betheiligten Mühlen 
und ſonſtigen Grundſtücke wird das Recht zur Expropriation des betreffenden 
Antheils der Waſſerkraft dieſer Mühlen und der zur Anlage des Fluthgrabens 
nöthigen Grundſtücke dem Deichverbande hierdurch verliehen. 4 
Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 17. Juni 1868. : 
Wilhelm. 


Für den abweſenden Miniſter für die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. i 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Leonhardt, 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 5 
Arbeiten, den Miniſter für die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten und den Juſtizminiſter. 
Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). ä 


